HINWEISE FÜR BIETER


VERÖFFENTLICHUNGSNUMMER: <____________________>

Bei der Angebotsabgabe sind von den Bietern alle Anweisungen, Formulare, Leistungsbeschreibungen, Auftragsbedingungen und Spezifikationen zu beachten, die in diesen Ausschreibungsunterlagen enthalten sind. Angebote, die nicht alle verlangten Informationen und Unterlagen enthalten und/oder nicht innerhalb der festgelegten Frist eingereicht werden, können abgelehnt werden.
Die vorliegenden Hinweise erläutern die Regelungen für die Angebotsabgabe, die Auswahl des Bieters und die Durchführung der Aufträge, die im Rahmen dieser Ausschreibung finanziert werden, gemäß den Bestimmungen des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen, das für diese Ausschreibung Geltung hat (im Internet verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_de.htm). 
Hinweise zum Ausfüllen dieser Standardhinweise für Bieter: In spitze Klammern <> eingeschlossener Text ist durch die angegebenen Informationen für das jeweilige Ausschreibungsverfahren zu ersetzen. Sätze in eckigen Klammern [ ] sind nur bei Bedarf einzufügen, grau hinterlegte Absätze sollten nur in Ausnahmefällen geändert werden, je nach den Anforderungen des betreffenden Ausschreibungsverfahrens. Alle übrigen Teile dieser Standardhinweise dürfen in keiner Weise geändert werden. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der Hinweise für Bieter diesen Absatz, den übrigen gelb hervorgehobenen Text und alle Klammern zu löschen.
1. Zu erbringende Dienstleistungen

Die vom öffentlichen Auftraggeber verlangten Dienstleistungen werden in der Leistungsbeschreibung beschrieben. Diese ist in Anhang II des Vertragsentwurfs (Teil B dieser Ausschreibungsunterlagen) enthalten.
2. Zeitplan

	
	DATUM
	UHRZEIT*

	Besuch vor Ort (falls vorgesehen)
	< Datum/entfällt >
	< Uhrzeit/entfällt >

	Informationstreffen (falls vorgesehen)
	< Datum/entfällt >
	< Uhrzeit/entfällt >

	Letzter Termin für Anfragen beim öffentlichen Auftraggeber zur Klarstellung
	< Datum 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe >
	Uhrzeit

	Letzter Termin für die Ausgabe von Klarstellungen durch den öffentlichen Auftraggeber
	< Datum 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe >
	-

	Letzter Termin für die Angebotsabgabe
	< Datum >
	Uhrzeit

	Vorstellungsgespräche (falls vorgesehen)
	< Datum/entfällt > (
	-

	Abschlusstermin für die Bewertung der technischen Angebote
	< Datum > (
	-

	Benachrichtigung des ausgewählten Bieters über die Zuschlagserteilung
	< Datum spätestens 90 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > (
	-

	Unterzeichnung des Vertrags
	< Datum spätestens 150 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > (
	-

	Auftragsbeginn
	< Datum > (
	-


* Alle Zeitangaben beziehen sich auf die Zeitzone, in der der Staat des öffentlichen Auftraggebers liegt.
( Vorläufiges Datum.

3. Teilnahme und Vergabe von Unteraufträgen

a) Die Teilnahme an diesem Ausschreibungsverfahren steht nur Bewerbern offen, die in die Shortlist aufgenommen wurden (wie der Bekanntmachung der Shortlist in Teil C dieser Ausschreibungsunterlagen zu entnehmen);

b) Natürliche oder juristische Personen sind nicht zur Teilnahme an diesem Ausschreibungsverfahren oder zur Zuschlagserteilung für einen Auftrag berechtigt, wenn eines der in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführten Ausschlusskriterien auf sie zutrifft. Sollten sie trotzdem teilnehmen, können sie gemäß Abschnitt 2.3.4 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen von Ausschreibungsverfahren und Aufträgen ausgeschlossen werden.
c) Gegen Bewerber oder Bieter, die falsche Erklärungen abgegeben haben, werden außerdem finanzielle Sanktionen in Höhe von 2 bis 10 % des Gesamtwerts des zu vergebenden Auftrags verhängt. Bei Rückfälligkeit innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß kann dieser Satz auf 4 bis 20 % angehoben werden. 
d) Um einen fairen Wettbewerb zu gewährleisten, müssen die Angebote von demselben Leistungserbringer oder Konsortium abgegeben werden, der/das auch schon das Antragsformular eingereicht hatte, aufgrund dessen er/es für die Shortlist ausgewählt wurde und er/es Adressat der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots ist. Bei der Identität oder der Zusammensetzung des Bieters sind keinerlei Veränderungen zulässig, es sei denn, der öffentliche Auftraggeber hat diese zuvor schriftlich genehmigt.
e) Den in der Shortlist aufgeführten Leistungserbringern oder Konsortien ist nicht erlaubt, mit anderen Firmen Verbindungen einzugehen oder sich gegenseitig Unterverträge für diesen Auftrag zu vergeben.

[Wenn die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist:

f) Die Vergabe von Unterverträgen ist die einzige zulässige Form der Zusammenarbeit mit Unternehmen, die nicht auf der Shortlist aufgeführt sind, und dies nur unter der Bedingung, dass der Bieter ausdrücklich erklärt, dass er allein die Haftung für den Auftrag übernimmt. Beabsichtigt der Bieter, einen oder mehrere Teile der Auftragsleistungen als Unteraufträge zu vergeben, muss er dies in seinem Formular für die Angebotsabgabe klar und deutlich erklären. Für diesen Zweck werden einzelne Hauptsachverständige oder Nicht-Hauptsachverständige nicht als Unterauftragnehmer angesehen.
g) Wenngleich die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist, muss der in der Shortlist aufgeführte Bewerber die Absicht haben, den Hauptteil der Leistungen selbst zu erbringen. Der Gesamtwert des in Unterverträgen durchgeführten Teils der Dienstleistungen darf < Prozentsatz eintragen, der in der Bekanntmachung angegeben ist > des Auftragswerts nicht übersteigen, und der Unterauftragnehmer darf diese nicht als weitere Unteraufträge vergeben;
h) Alle Unterauftragnehmer müssen selbst teilnahmeberechtigt für den Auftrag sein. Ist der geplante Unterauftragnehmer zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe bereits bekannt, muss der Bieter eine Erklärung abgeben, in der er für die Teilnahmeberechtigung des Unterauftragnehmers garantiert. Erfüllt ein auf diese Weise angegebener Unterauftragnehmer nicht die Teilnahmevoraussetzungen, wird das Angebot abgelehnt. Ist der Unterauftragnehmer zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe nicht bekannt, ist jeder Unterauftrag gemäß Artikel 4 der Allgemeinen Bestimmungen des Vertrags zu vergeben, unter Beachtung des unter Buchstabe g) festgelegten Höchstwerts der Unterauftragsleistungen.
i) Unterauftragnehmer dürfen sich in keiner der zum Ausschluss führenden Situationen befinden, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen genannt sind. Auf Verlangen des öffentlichen Auftraggebers hat der erfolgreiche Bieter/Leistungserbringer eine Erklärung des vorgesehenen Unterauftragnehmers vorzulegen, dass er sich nicht in einer Situation befindet, in der die Ausschlussgründe auf ihn zutreffen. Im Falle von Zweifeln an dieser ehrenwörtlichen Erklärung verlangt der öffentliche Auftraggeber einen urkundlichen Nachweis dafür, dass der Unterauftragnehmer sich in keiner Situation befindet, die zum Ausschluss führt. 
j) Schließt das Angebot Unteraufträge ein, wird empfohlen, in die vertraglichen Vereinbarungen zwischen Bieter und Unterauftragnehmer(n) die Schlichtung als Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten entsprechend den national und international üblichen Verfahren aufzunehmen.

k) [nur EEF: Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern und/oder anderen unabhängigen Leistungserbringern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen der AKP-Staaten zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Dienstleistungen zu vergleichbaren Bedingungen zu erbringen.
[Wenn die Vergabe von Unteraufträgen nicht zulässig ist:

f) Die Vergabe von Unteraufträgen ist nicht zulässig. Für diesen Zweck werden einzelne Hauptsachverständige oder Nicht-Hauptsachverständige nicht als Unterauftragnehmer angesehen]

4. Inhalt des Angebots

Das Angebot, alle mit dem Angebot zusammenhängenden Schreiben und Dokumente, die zwischen dem Bieter und dem öffentlichen Auftraggeber gewechselt werden, müssen in englischer, spanischer, französischer oder Portugiesische Sprache verfasst sein.

Begleitende Unterlagen und Druckerzeugnisse, die vom Bieter geliefert werden, können in einer anderen Sprache verfasst sein, sofern ihnen eine Übersetzung in die Verfahrenssprache beigefügt ist. Für die Auslegung des Angebots ist die Verfahrenssprache maßgebend. 
Das Angebot muss ein technisches Angebot und ein finanzielles Angebot umfassen, die in gesonderten Umschlägen einzureichen sind (siehe Punkt 8). Jedes technische Angebot und jedes finanzielles Angebot muss ein Original umfassen, das klar und deutlich als „Original“ gekennzeichnet ist, sowie < Anzahl (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > Kopien, die jeweils als „Kopie“ gekennzeichnet sind. Werden die in den Punkten 4.1, 4.2 und 8 genannten Anforderungen nicht eingehalten, stellt dies einen Formfehler das, der zur Ablehnung des Angebots führen kann.
4.1
Technisches Angebot

Das technische Angebot muss folgende Unterlagen enthalten:

(1) Formular für die Angebotsabgabe (siehe Teil D dieser Ausschreibungsunterlagen) einschließlich:

a) Unterzeichnete Ausschließlichkeits-/Verfügbarkeitserklärungen aller Hauptsachverständigen (anhand der Vorlage im Formular für die Angebotsabgabe zu erstellen); der Zweck dieser Erklärung ist folgender:

· Die in diesem Angebot vorgeschlagenen Hauptsachverständigen dürfen nicht Bestandteil eines anderen Angebots sein, das im Rahmen dieses Ausschreibungsverfahrens abgegeben wird. Sie müssen sich vielmehr ausschließlich für den Bieter betätigen.
· Jeder Hauptsachverständige muss außerdem erklären, dass er im gesamten vorgesehenen Zeitraum verfügbar, in der Lage und willens ist, seinen Beitrag zur Durchführung der Aufgaben zu leisten, die in der Leistungsbeschreibung und/oder in der Organisation und Methodik aufgeführt sind.

Es ist zu beachten, dass Sachverständige, die keine Hauptsachverständige sind, nicht zur Unterzeichnung einer Ausschließlichkeits- und Verfügbarkeitserklärung aufgefordert werden dürfen.

Ein Sachverständiger, der an einem EU/EEF-finanzierten Projekt beteiligt ist, bei dem sein Beitrag aufgrund seiner Position in jenem Auftrag im gleichen Zeitraum erforderlich sein könnte wie seine Aktivitäten im Rahmen dieses Auftrags, darf unter keinen Umständen als Hauptsachverständiger für diesen Auftrag vorgeschlagen werden. Folglich dürfen sich die Zeiträume, die von einem Hauptsachverständigen in seiner Ausschließlichkeits-/Verfügbarkeitserklärung im Rahmen dieses Angebots angegeben werden, nicht mit Terminen überschneiden, an denen er zur Mitarbeit an einem anderen Vertrag oder Angebot verpflichtet ist.
Wurde ein Hauptsachverständiger mit seiner Zustimmung von mehr als einem Bieter als Hauptsachverständiger vorgeschlagen, können die betreffenden Angebote zurückgewiesen werden. Dasselbe gilt, wenn der vorgeschlagene Hauptsachverständige an der Vorbereitung des Projekts beteiligt war. Der betreffende Sachverständige wird von diesem Ausschreibungsverfahren ausgeschlossen und kann außerdem von anderen EU/EEF-finanzierten Aufträgen ausgeschlossen werden.
In Fällen, in denen ein Hauptsachverständiger am vorgesehenen Beginn seiner Tätigkeiten nicht verfügbar sein wird, kann das betreffende Angebot abgelehnt werden, der betreffende Sachverständige wird von diesem Angebot ausgeschlossen und kann außerdem von anderen EU/EEF-Angeboten und ‑Aufträgen ausgeschlossen werden.

Da die Auswahl einer Firma zum Teil auf einer Bewertung der im Angebot genannten Hauptsachverständigen basiert, erwartet der öffentliche Auftraggeber, dass der Auftrag auch von diesen spezifischen Sachverständigen durchgeführt wird. Nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe kann der Bieter in folgenden Fällen einen Ersatz für einen Sachverständigen vorschlagen: bei unvorhergesehenen Verzögerungen des Beginns, die außerhalb der Kontrolle des Beraters liegen, oder in Ausnahmefällen bei Ausfall eines Sachverständigen aus gesundheitlichen Gründen oder dem Eintreten von höherer Gewalt oder anderen Umständen, die einen Ersatz rechtfertigen und keine Auswirkung auf die Auswahl des Bieters mit dem wirtschaftlich günstigsten Angebot haben würden. Der Wunsch eines Bieters, einen Sachverständigen in einem anderen Projekt einzusetzen oder ein Meinungswandel seitens eines Sachverständigen über den Auftrag wird nicht als Grund akzeptiert, einen Hauptsachverständigen durch einen anderen zu ersetzen.
Der Vertrag zwischen dem Bieter/Leistungserbringer und seinen Hauptsachverständigen muss eine Klausel enthalten, die besagt, dass dieser Vertrag vorbehaltlich der Zustimmung des Empfängerlands gilt.

b) Eine unterzeichnete Erklärung jedes Rechtsträgers, der im Formular für die Angebotsabgabe genannt ist, unter Verwendung des in diesem Formular enthaltenen Formats.

c) Ein ausgefülltes Formular „Finanzangaben“ (siehe Anhang VI des Vertragsentwurfs) zur Angabe des Bankkontos, auf das Zahlungen geleistet werden sollen, wenn das Angebot erfolgreich ist. (Hat der Bieter bereits einen anderen Vertrag mit der Europäischen Kommission unterzeichnet, kann er statt des Formulars „Finanzangaben“ entweder die Nummer seines Formulars für Finanzangaben eintragen oder eine Kopie des für den damaligen Vertrag ausgefüllten Formulars für Finanzangaben beilegen, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist.)
d) Das Formular „Rechtsträger“ und die begleitenden Unterlagen (hat der Bieter bereits einen anderen Vertrag mit der Europäischen Kommission abgeschlossen, kann er statt des Formulars „Rechtsträger“ und den begleitenden Unterlagen entweder seine Rechtsträgernummer oder eine Kopie des für den damaligen Vertrag ausgefüllten Formulars „Rechtsträger“ beilegen, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist).

e) Unterschrift des ordnungsgemäß bevollmächtigten Vertreters: Ein amtliches Dokument (Satzung, Vollmacht, notarielle Erklärung usw.), das beweist, dass die Person, die im Namen des Unternehmens, Jointventures oder Konsortiums unterzeichnet, ordnungsgemäß dazu bevollmächtigt ist. 
(2) Organisation und Methodik (wird zu Anhang III des Vertrags), vom Bieter anhand des Formats in Anhang III des Vertragsentwurfs aufzustellen.

[Bei Honorarverträgen:
Das Arbeitsblatt „Arbeitstage“ (in der Aufschlüsselung des Budgets für Anhang V) ist in die Organisation und Methodik einzubeziehen.

(3) Hauptsachverständige (wird zu Anhang IV des Vertrags). Die Hauptsachverständigen sind diejenigen, deren Beitrag als maßgeblich für das Erreichen der Vertragsziele betrachtet wird. Ihre Positionen und Zuständigkeiten werden in Abschnitt 6 der Leistungsbeschreibung in Anhang II des Vertragsentwurfs definiert, und sie werden anhand des Bewertungsbogens in Teil C dieser Ausschreibungsunterlagen bewertet. [Sie können auch vom Wertungsausschuss zum Vorstellungsgespräch gebeten werden.]
Anhang IV des Vertragsentwurfs enthält die vom Bieter auszufüllenden Vorlagen; dazu gehören:

a) eine Namensliste der Hauptsachverständigen;

b) die Lebensläufe der einzelnen Hauptsachverständigen. Ein Lebenslauf darf nicht mehr als drei Seiten umfassen, und es sollte nur ein Lebenslauf für jede in der Leistungsbeschreibung genannte Position angegeben werden. 
Es ist zu beachten, dass für Sachverständige, die keine Hauptsachverständige sind, keine Lebensläufe vorzulegen sind.
Die Qualifikationen und Erfahrung der einzelnen Hauptsachverständigen muss klar zu den in der Leistungsbeschreibung angegebenen Profilen passen. 
(4)
Bieter müssen folgende Unterlagen der vorgeschlagenen Hauptsachverständigen vorlegen:

-
je eine Kopie der im Lebenslauf angegebenen Diplome,

-
je eine Kopie der Arbeitszeugnisse oder Referenzen zum Nachweis der im Lebenslauf angegebenen Berufserfahrung. 

Zu berücksichtigen sind nur Diplome und Berufserfahrung mit urkundlichem Nachweis. 
(5) 
Urkundlicher Nachweis oder erforderliche Erklärungen gemäß den Rechtsvorschriften des Staats, in dem das Unternehmen (bzw. die einzelnen Unternehmen einer Arbeitsgemeinschaft) seinen Geschäftssitz hat, um nachzuweisen, dass das Unternehmen sich in keiner der zum Ausschluss führenden Situationen befindet, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt sind. Dieser Nachweis bzw. die Dokumente oder Erklärungen müssen ein Datum tragen, das nicht länger als ein Jahr vor dem Datum der Angebotsabgabe liegt. Darüber hinaus ist eine Erklärung vorzulegen, die bestätigt, das die in diesen Dokumenten beschriebene Situation sich seit diesem Zeitpunkt nicht verändert hat. Der urkundliche Nachweis bzw. die Erklärungen können im Original oder als Kopie vorgelegt werden. Bei der Einreichung von Kopien müssen dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen die Originale ausgehändigt werden. 
Kann der Rechtsträger aufgrund seiner Eigenart nicht in eine oder mehrere Ausschlusssituationen kommen und/oder kann er die oben aufgeführten Dokumente nicht beibringen (z. B. nationale Behörden und internationale Organisationen), ist eine Erklärung beizufügen, in der die entsprechende Situation dargelegt wird.

Der öffentliche Auftraggeber kann einen Bewerber oder Bieter von der Verpflichtung zur Vorlage der oben genannten Nachweise entbinden, wenn ein solcher Nachweis bereits im Rahmen eines anderen Vergabeverfahrens vorgelegt wurde, sofern die Ausstellung des Nachweises nicht länger als ein Jahr zurückliegt und der Nachweis nach wie vor gültig ist. In diesem Fall versichert der Bewerber oder Bieter in einer ehrenwörtlichen Erklärung, dass er im Rahmen eines vorausgegangenen Vergabeverfahrens bereits einen solchen Nachweis erbracht hat und sich seine Situation nicht verändert hat..
Die Bieter werden daran erinnert, dass die Angabe falscher Informationen in dieser Ausschreibung zu ihrem Ausschluss von EU-finanzierten Aufträgen führen kann.

Eine Diskette oder CD-ROM mit der elektronischen Fassung des technischen Angebots ist zusammen mit der gedruckten Fassung in den gesonderten Umschlag zu legen, in dem das technische Angebot eingereicht wird. Bei Abweichungen zwischen der elektronischen Fassung und der gedruckten Originalfassung ist letztere maßgeblich.
4.2
Finanzielles Angebot

[Bei Pauschalpreisverträgen:
Das finanzielle Angebot ist mit einem Betrag in < Euro/Landeswährung > 
 einzureichen, unter Verwendung der Vorlage für Pauschalpreisaufträge in Anhang V des Teils B dieser Ausschreibungsunterlagen. Die elektronische Fassung dieses Dokuments „B8 – Budget für einen Pauschalpreisvertrag“ ist auf der Website unter http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_de.htm verfügbar. Der Pauschalpreis darf in keiner Weise aufgeschlüsselt sein. 
[Bei Honorarverträgen:

Das finanzielle Angebot ist in < Euro/Landeswährung>1 abzugeben und muss folgende Dokumente enthalten (hierzu sind die Vorlagen zu verwenden, die in der Fassung für Honorarverträge von Anhang V des Teils B dieser Ausschreibungsunterlagen enthalten sind). Die elektronische Fassung dieses Dokuments „B8 – Aufschlüsselung des Budgets für einen Honorarvertrag“ ist auf der Website verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_de.htm ):
· Budgetaufschlüsselung

· Arbeitstage

Hinweise zum Ausfüllen der Tabelle:

1) Im ersten Arbeitsblatt („Aufschlüsselung des Budgets“) die Vergütungssätze der einzelnen Sachverständigenkategorien eintragen;

2) im zweiten Arbeitsblatt („Arbeitstage“) die geschätzte Anzahl von Arbeitstagen für jede Sachverständigenkategorie im Durchführungszeitraum eintragen;

3) im ersten Arbeitsblatt („Aufschlüsselung des Budget“) die Rückstellung für die Nebenkosten, die in Abschnitt 6.5 der Leistungsbeschreibung angegeben ist, eintragen;

4) im ersten Arbeitsblatt („Aufschlüsselung des Budgets“) die Rückstellung für die Ausgabenüberprüfung, die in Abschnitt 6.6 der Leistungsbeschreibung angegeben ist, eintragen.

Das geschätzte Budget für Nebenkosten und Ausgabenüberprüfung ist vorab in die Vorlage für die Aufschlüsselung des Budgets in den Ausschreibungsunterlagen einzutragen. 
Eine Diskette oder CD-ROM mit der elektronischen Fassung des finanziellen Angebots ist zusammen mit der gedruckten Fassung in den gesonderten Umschlag zu legen, in dem das finanzielle Angebot eingereicht wird. Bei Abweichungen zwischen der elektronischen Fassung und der gedruckten Originalfassung ist letztere maßgeblich. Es ist zu beachten, dass anhand des Arbeitsblatts „Arbeitstage“ innerhalb dieser Tabelle ein Plan zu erstellen ist, der dem technischen Angebot als Bestandteil der Organisation und Methodik beizufügen ist. 
Die Bieter werden daran erinnert, dass das maximal für diesen Auftrag verfügbare Budget wie in der Bekanntmachung angegeben < Betrag > < EUR/ISO-Code des Landeswährung > beträgt. Zahlungen für diesen Auftrag erfolgen in < Euro/Landeswährung des Empfängerlands/entweder Euro oder Landeswährung des Empfängerlands, wie vom ausgewählten Bieter in seinem Formular für die Angebotsabgabe angegeben >. Die anwendbaren Steuer- und Zollregelungen sind in den Besonderen Bedingungen des Vertragsentwurfs in Teil B dieser Ausschreibungsunterlagen spezifiziert.
5. Nebenangebote

Den Bietern [ist/ist nicht] gestattet, zusätzlich zu dem vorliegenden Angebot Nebenangebote einzureichen.

[Gegebenenfalls Einzelheiten der Bedingungen angeben, die für Nebenangebote gelten: 
Die Bieter müssen ein Angebot abgeben, das die Anforderungen dieser Ausschreibungsunterlagen erfüllt. Lässt die Aufforderung zur Angebotsabgabe Nebenangebote zu, müssen in der Leistungsbeschreibung und dem Bewertungsbogen die dafür geltenden Auftragsteile, Grenzen und wesentlichen Bedingungen spezifiziert werden. Hat der Bieter den Wunsch, ein technisches Nebenangebot einzureichen, kann er dies tun. 
Nur Nebenangebote des Bieters, dessen Angebot bei der Bewertung als das wirtschaftlich günstigste Angebot ermittelt wird, werden vom öffentlichen Auftraggeber berücksichtigt.

Falls Nebenangebote zulässig sind, werden sie getrennt benotet, und der öffentliche Auftraggeber kann sie berücksichtigen, wenn sie die in den Ausschreibungsunterlagen genannten Anforderungen erfüllen und die verlangte Mindestqualität und ‑leistung erreichen.

Nebenangebote müssen alle erforderlichen Einzelheiten für eine vollständige Bewertung enthalten. 
Jedes Nebenangebot muss folgende Elemente umfassen:
(a)
ein spezifisches Angebot für dieses Nebenangebot; 
(b)
eine Darstellung der Vorteile, die das Nebenangebot gegenüber dem ursprünglichen Angebot bietet, einschließlich einer quantifizierbaren Begründung der wirtschaftlichen und/oder technischen Vorteile, ohne den Angebotspreis im technischen Angebot offen zu legen.
Nebenangebote sind in gesonderten inneren Umschlägen (technisches und finanzielles Angebot) einzureichen und müssen klar und deutlich als „Nebenangebot“ gekennzeichnet sein. ]
6. Bindefrist der Angebote

Die Bieter bleiben für einen Zeitraum von 90 Tagen nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe an ihr Angebot gebunden. In Ausnahmefällen kann der öffentliche Auftraggeber die Bieter vor Ablauf der ursprünglichen Bindefrist ersuchen, die Bindefrist um einen bestimmten Zeitraum, jedoch höchstens 40 Tage, zu verlängern.
Der ausgewählte Bieter ist für weitere 60 Tage an sein Angebot gebunden. Diese weiteren 60 Tage schließen sich an die Bindefrist an, ungeachtet des Zeitpunkts der Benachrichtigung.
7. Ergänzende Auskünfte vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe

Die Ausschreibungsunterlagen sollten hinreichend klar sein, so dass die zur Angebotsabgabe aufgeforderten Bewerber nicht während des Verfahrens ergänzende Auskünfte verlangen müssen. Erteilt der öffentliche Auftraggeber von sich aus oder auf Anfrage eines in der Shortlist aufgeführten Bewerbers ergänzende Auskünfte zu den Ausschreibungsunterlagen, so hat er diese Auskünfte gleichzeitig auch allen anderen Bewerbern auf der Shortlist schriftlich mitzuteilen.
Die Bieter können ihre Fragen bis 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe schriftlich an nachstehende Anschrift richten, unter Angabe der Veröffentlichungsnummer und der Auftragsbezeichnung:

< Ansprechpartner
Anschrift
Fax-Nr.:
E-Mail: >

Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu Klarstellungen verpflichtet.

Potenzielle Bieter, die versuchen, während der Angebotsfrist individuelle Treffen bezüglich dieses Auftrags mit dem öffentlichen Auftraggeber und/oder der Regierung des Empfängerlands und/oder der Europäischen Kommission zu vereinbaren, können vom Ausschreibungsverfahren ausgeschlossen werden.

[Alternative 1
Jede Klarstellung der Ausschreibungsunterlagen wird spätestens 11 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe gleichzeitig allen Bietern schriftlich mitgeteilt. 
Es ist kein Informationstreffen vorgesehen.

Es ist kein Besuch vor Ort vorgesehen.]
[Alternative 2
Am < Datum, mindestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > um < Uhrzeit > findet in < Anschrift > ein Informationstreffen statt, um Fragen zu den Ausschreibungsunterlagen zu beantworten, die bereits schriftlich gestellt wurden oder auf dem Treffen gestellt werden. Über dieses Treffen wird ein Protokoll erstellt, das – zusammen mit Klarstellungen zu schriftlichen Fragen, die während des Treffens nicht angesprochen wurden – allen Bietern spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe schriftlich übermittelt wird. Sämtliche Kosten für die Teilnahme an diesem Treffen sind von den Bietern zu tragen.
Am < Datum, mindestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > um < Uhrzeit > wird ein Besuch vor Ort in < Anschrift > organisiert, so dass potenzielle Bieter sich mit dem Projekt und den Bedingungen vor Ort vertraut machen können. Potenzielle Bieter sind gehalten, ihre Absicht zur Teilnahme an diesem Besuch vor Ort vorher durch ein Schreiben an die oben genannte Adresse zu bestätigen. Während des Besuchs vor Ort werden keine zusätzlichen Auskünfte oder Klarstellungen zu den Ausschreibungsunterlagen gegeben, dies erfolgt in der oben beschriebenen Weise durch den öffentlichen Auftraggeber. Sämtliche Kosten für die Teilnahme an diesem Besuch sind von den Bietern zu tragen.
Andere Besuche einzelner potenzieller Bieter während der Angebotsfrist außer diesem Besuch vor Ort für alle potenziellen Bieter können nicht zugelassen werden.
[Alternative 3
Am < Datum, mindestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > um < Uhrzeit > findet in < Anschrift > ein Informationstreffen statt, um Fragen zu den Ausschreibungsunterlagen zu beantworten, die bereits schriftlich gestellt wurden oder auf dem Treffen gestellt werden. Über dieses Treffen wird ein Protokoll erstellt, das – zusammen mit Klarstellungen zu schriftlichen Fragen, die während des Treffens nicht angesprochen wurden – allen Bietern spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe schriftlich übermittelt wird. 
 Sämtliche Kosten für die Teilnahme an diesem Treffen sind von den Bietern zu tragen.

Es ist kein Besuch vor Ort vorgesehen.]

Andere Besuche einzelner potenzieller Bieter während der Angebotsfrist außer dem Besuch vor Ort für alle potenziellen Bieter können nicht zugelassen werden.
[Alternative 4
Jede Klarstellung der Ausschreibungsunterlagen wird spätestens 11 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe gleichzeitig allen Bietern schriftlich mitgeteilt. 
Es ist kein Informationstreffen vorgesehen.

Am < Datum, mindestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > um < Uhrzeit > wird ein Besuch vor Ort in < Anschrift > organisiert, so dass potenzielle Bieter sich mit dem Projekt und den Bedingungen vor Ort vertraut machen können. Potenzielle Bieter sind gehalten, ihre Absicht zur Teilnahme an diesem Besuch vor Ort vorher durch ein Schreiben an die oben genannte Adresse zu bestätigen. Während des Besuchs vor Ort werden keine zusätzlichen Auskünfte oder Klarstellungen zu den Ausschreibungsunterlagen gegeben, dies erfolgt in der oben beschriebenen Weise durch den öffentlichen Auftraggeber. Sämtliche Kosten für die Teilnahme an diesem Besuch sind von den Bietern zu tragen.
Andere Besuche einzelner potenzieller Bieter während der Angebotsfrist außer diesem Besuch vor Ort für alle potenziellen Bieter können nicht zugelassen werden.
8. Angebotsabgabe

Die Abgabe des Angebots ist so durchzuführen, dass das Angebot vor dem < Datum und Uhrzeit der Fristendes, frühestens 50 Tage nach dem Datum der Aufforderung zur Angebotsabgabe und bis Geschäftsschluss eines Arbeitstages > eingeht. Angebote müssen die unter Punkt 4 genannten Unterlagen enthalten und in folgender Weise eingereicht werden:
· ENTWEDER per Einschreiben (staatlicher Postdienst) an:

für dezentral durchgeführte Ausschreibungsverfahren
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
ODER
für zentral durchgeführte Ausschreibungsverfahren
< Anschrift der Europäischen Kommission >
· ODER durch persönliche Übergabe (auch durch Kurierdienste) direkt an den öffentlichen Auftraggeber gegen eine unterschriebene und datierte Empfangsbestätigung:

für dezentral durchgeführte Ausschreibungsverfahren
< Anschrift des öffentlichen Auftraggebers >
ODER
für zentral durchgeführte Ausschreibungsverfahren
< Anschrift der Europäischen Kommission >
Angebote, die auf andere Weise eingereicht werden, werden nicht berücksichtigt. Die Angebote sind nach dem Verfahren des doppelten Umschlags einzureichen, das heißt, ein Paket oder ein äußerer Umschlag muss zwei gesonderte versiegelte Umschläge mit der Aufschrift „Umschlag A – Technisches Angebot“ bzw. „Umschlag B – Finanzielles Angebot“ enthalten. Alle Teile des Angebots mit Ausnahme des finanziellen Angebots sind im Umschlag A einzureichen (also auch das Formular für die Angebotsabgabe, die Ausschließlichkeits- und Verfügbarkeitserklärungen der Hauptsachverständigen und die Erklärungen).
Jede Verletzung dieser Regeln (zum Beispiel nicht versiegelte Umschläge oder Preisangabe im technischen Angebot) ist als Regelwidrigkeit anzusehen und führt zur Ablehnung des Angebots. 
Der äußere Umschlag ist mit folgenden Angaben zu versehen: 
a) der oben genannten Anschrift für die Abgabe des Angebots; 
b) dem Aktenzeichen der Ausschreibung, auf die der Bieter reagiert (d. h. die < Veröffentlichungsnummer >);

c) der Aufschrift „Not to be opened before the tender-opening session“ und < dem entsprechenden Satz in der Landessprache >;

d) dem Namen des Bieters.

Die Seiten des technischen und des finanziellen Angebots müssen nummeriert sein.

9. Änderung oder Zurückziehung von Angeboten

Die Bieter können ihr Angebot durch schriftliche Mitteilung vor dem Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe ändern oder zurückziehen. Nach diesem Zeitpunkt sind keine Änderungen des Angebots mehr zulässig.
Mitteilungen über die Änderung oder Zurückziehung von Angeboten sind gemäß den Anforderungen in Punkt 8 abzufassen und einzureichen. Der äußere Umschlag (und der dazugehörige innere Umschlag) sind mit „Änderung“ bzw. „Zurückziehung“ zu kennzeichnen.
10. Kosten für die Ausarbeitung der Angebote

Die Kosten, die dem Bieter durch die Ausarbeitung und Abgabe des Angebots entstehen, können nicht erstattet werden. Alle derartige Kosten sind vom Bieter zu tragen. Insbesondere wenn Vorstellungsgespräche mit vorgeschlagenen Sachverständigen geführt werden, sind alle Kosten vom Bieter zu tragen.
11. Eigentum der Angebote

Alle Angebote, die im Rahmen dieser Ausschreibung eingehen, verbleiben im Eigentum des öffentlichen Auftraggebers. Folglich haben die Bieter keinen Anspruch auf die Rücksendung ihrer Angebote.
12. Bewertung der Angebote

12.1 Bewertung der technischen Angebote

Die Qualität der technischen Angebote wird anhand der Zuschlagskriterien und der dazugehörigen Gewichtung, die im Bewertungsbogen in Teil C dieser Ausschreibungsunterlagen erläutert wird, bewertet. Es werden keine anderen Zuschlagskriterien verwendet. Die Zuschlagskriterien werden anhand der Anforderungen wie in der Leistungsbeschreibung erläutert geprüft.
Die Bewertung der technischen Angebote erfolgt nach den Verfahren, die in Abschnitt 3.3.10 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen beschrieben sind (im Internet verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_de.htm ).

12.1.1 Vorstellungsgespräche
Vorstellungsgespräche sollten gängige Praxis sein, wenn der vorgeschlagene Sachverständige nach seinem Lebenslauf keine relevanten Erfahrungen mit EU-Projekten im betreffenden Sprachraum hat. In anderen Fällen sind Nachprüfungen/Überprüfungen innerhalb der Kommission zweckmäßiger (zentral durchgeführte Verfahren). Ihre Durchführung muss gut vorbereitet sein. Die Vorstellungsgespräche sollten in den Ausschreibungsunterlagen angegeben werden.
[Alternative 1 – Telefonisches Vorstellungsgespräch (oder gleichwertig):
Der Wertungsausschuss kann Vorstellungsgespräche mit den Sachverständigen führen, die in den in technischer Hinsicht zulässigen Angeboten vorgeschlagen werden, nachdem er seine vorläufigen Schlussfolgerungen schriftlich festgehalten hat, jedoch bevor die technische Bewertung abgeschlossen ist. 
Die Gespräche werden telefonisch geführt, Datum und Uhrzeit des Gespräch werden dem Bieter mindestens zehn Tage vorher bestätigt oder mitgeteilt. Ist ein Bieter durch höhere Gewalt an der Teilnahme an dem Vorstellungsgespräch verhindert, so wird ein neuer Termin mit ihm vereinbart. Kann der Bieter auch diesen zweiten Termin nicht einhalten, so scheidet sein Angebot aus dem Bewertungsprozess aus. ]
[Alternative 2 – Persönliches Vorstellungsgespräch:
Nur in Ausnahmefällen durchzuführen.

Der Wertungsausschuss kann Vorstellungsgespräche mit den Sachverständigen führen, die in den in technischer Hinsicht zulässigen Angeboten vorgeschlagen werden, nachdem er seine vorläufigen Schlussfolgerungen schriftlich festgehalten hat, jedoch bevor die technische Bewertung abgeschlossen ist. 
Datum und Uhrzeit eines solchen Gesprächs sind dem Bieter mindestens zehn Tage vorher mitzuteilen oder zu bestätigen. Ist ein Bieter durch höhere Gewalt an der Teilnahme an dem Vorstellungsgespräch verhindert, so wird ein neuer Termin mit ihm vereinbart. Kann der Bieter auch diesen zweiten Termin nicht einhalten, so scheidet sein Angebot aus dem Bewertungsprozess aus. ]
12.2 Bewertung der finanziellen Angebote

Nach Abschluss der technischen Bewertung werden die Umschläge mit den finanziellen Angeboten derjenigen Angebote geöffnet, die während der technischen Bewertung nicht ausgeschieden sind (d. h. der Angebote, die eine Durchschnittsnote von mindestens 80 Punkten erhalten haben). Angebote, die das maximal für den Auftrag verfügbare Budget überschreiten, scheiden aus.
[Bei Honorarverträgen:
Die Rückstellung für Nebenkosten und Ausgabenüberprüfung, die in der Leistungsbeschreibung festgelegt ist und in die Aufschlüsselung des Budgets aufzunehmen ist, wird beim Vergleich der finanziellen Angebote nicht berücksichtigt.

Etwaige Rechenfehler werden ohne Folgen für den Bieter berichtigt; dabei gilt: Wird eine Diskrepanz zwischen einem Gebührensatz und dem Gesamtbetrag festgestellt, der sich aus der Multiplikation des Gebührensatzes mit der betreffenden Anzahl von Arbeitstagen ergibt, ist der angegebene Gebührensatz maßgebend, sofern nicht nach Ansicht des Wertungsausschusses ein offensichtlicher Fehler im Gebührensatz vorliegt, in welchem Falle der angegebene Gesamtbetrag maßgebend ist und der Gebührensatz berichtigt wird.
12.3 Auswahl des Bieters 
Zur Bestimmung des wirtschaftlich günstigsten Angebots wird die technische Qualität und der Preis im Verhältnis 80:20 gewichtet.

[nur EEF: Wenn Angebote gleichwertiger wirtschaftlicher und technischer Qualität verglichen werden, ist dem Angebot mit der größten Beteiligung von AKP-Staaten der Vorzug zu geben. Siehe dazu den Abschnitt 2.4.11 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.
12.4 Vertraulichkeit

Das gesamte Bewertungsverfahren ist vertraulich, nach Maßgabe der Grundsätze des öffentlichen Auftraggebers für den Zugang zu Dokumenten. Die Beschlüsse des Wertungsausschusses werden gemeinsam gefasst, seine Beratungen finden in geschlossener Sitzung statt. Die Mitglieder des Wertungsausschusses sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.
Insbesondere die Bewertungsberichte und die schriftlichen Unterlagen sind nur für den Dienstgebrauch bestimmt und dürfen weder den Bietern noch Dritten außerhalb des öffentlichen Auftraggebers, der Europäischen Kommission, des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung und des Europäischen Rechnungshofs zugänglich gemacht werden.

13. Berufsethische Regeln/korrupte Praktiken

a)
Jeder Versuch eines Bieters, sich vertrauliche Informationen zu verschaffen, unzulässige Absprachen mit Konkurrenten zu treffen oder den Wertungsausschuss oder den öffentlichen Auftraggeber bei der Prüfung, der Klärung, der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, führt zur Ablehnung seines Angebots und kann Verwaltungssanktionen zur Folge haben.
b)
Der Bieter darf sich nicht in einem Interessenkonflikt befinden und keine in dieser Hinsicht gleichwertige Beziehung zu anderen Bietern oder an dem Projekt beteiligte Parteien haben.
c)
Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, die Finanzierung des Projekts auszusetzen oder aufzuheben, wenn in irgendeiner Phase des Vergabeverfahrens oder während der Durchführung des Auftrags korrupte Praktiken gleich welcher Art festgestellt werden und der öffentliche Auftraggeber nicht alle geeigneten Maßnahmen ergreift, um Abhilfe zu schaffen. Für die Zwecke dieser Bestimmung ist unter „korrupte Praktik“ jedes Anerbieten zu verstehen, einem anderen Bestechungsgeld, ein Geschenk, eine Sondervergütung oder eine Provision als Anreiz oder Belohnung dafür zukommen zu lassen, dass dieser eine Handlung vornimmt oder unterlässt, die mit der Vergabe des Auftrags oder der Erfüllung eines mit dem öffentlichen Auftraggeber geschlossenen Vertrages in Zusammenhang steht.
d)
Angebote werden abgelehnt bzw. Verträge gekündigt, wenn sich herausstellt, dass die Vergabe eines Auftrags oder seine Durchführung Anlass für außerordentliche Geschäftsausgaben war. Zu diesen außerordentlichen Geschäftsausgaben gehören Provisionen, die im Hauptvertrag nicht erwähnt sind oder die sich nicht aus einem vorschriftsmäßig geschlossenen Vertrag mit Bezug auf den Hauptvertrag ergeben, Provisionen, die nicht die Vergütung für eine tatsächlich erbrachte, rechtmäßige Leistung sind, Provisionen, die in ein Steuerparadies überwiesen werden, sowie Provisionen, die an einen nicht eindeutig bezeichneten Zahlungsempfänger oder an eine Gesellschaft gezahlt werden, die alle Merkmale einer Scheingesellschaft aufweist.
Wird der Auftragnehmer außerordentlicher Geschäftsausgaben im Zusammenhang mit den von der Europäischen Union finanzierten Projekten überführt, so wird je nach Schwere des Falles der Vertrag gekündigt oder der Auftragnehmer für die Zukunft von der Finanzierung durch die Europäische Union ausgeschlossen.

e)
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, das Verfahren auszusetzen oder aufzuheben, wenn sich herausstellt, dass bei diesem Vergabeverfahren gravierende Fehler, Unregelmäßigkeiten oder Betrug aufgetreten sind Werden diese gravierenden Fehler, Unregelmäßigkeiten oder der Betrug nach der Zuschlagserteilung entdeckt, kann der öffentliche Auftraggeber beschließen, den Vertrag nicht abzuschließen.
14. Unterzeichnung des Vertrags/der Verträge

14.1
Benachrichtigung über die Zuschlagserteilung

Der erfolgreiche Bieter wird schriftlich darüber benachrichtigt, dass sein Angebot den Zuschlag erhalten hat.
Der erfolgreiche Bieter legt den Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit gemäß den Auswahlkriterien für diese Ausschreibung vor, die in der Bekanntmachung unter Punkt 21 genannt sind. Der erforderliche urkundliche Nachweis ist in Abschnitt 2.4.12.1.3 und 2.4.12.1.4 des Handbuchs aufgeführt.

Legt der erfolgreiche Bieter den urkundlichen Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit nicht innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Benachrichtigung über die Zuschlagserteilung vor, oder stellt sich heraus, dass der erfolgreiche Bieter falsche Informationen vorgelegt hat, so gilt der Zuschlag als null und nichtig. In diesem Fall kann der öffentliche Auftraggeber einem anderen Bieter den Zuschlag erteilen oder das Ausschreibungsverfahren aufheben. 
14.2
Unterzeichnung des Vertrags/der Verträge
Innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Vertrags, der bereits vom öffentlichen Auftraggeber unterzeichnet ist, unterzeichnet und datiert der erfolgreiche Bieter den Vertrag und sendet ihn dem Auftraggeber zurück.

Hält der ausgewählte Bieter diese Anforderung nicht ein, kann dies ein Grund sein, die Entscheidung über den Zuschlag aufzuheben. In diesem Fall kann der öffentliche Auftraggeber einem anderen Bieter den Zuschlag erteilen oder das Ausschreibungsverfahren aufheben. 
Die anderen Bieter werden schriftlich darüber benachrichtigt, dass ihr Angebot nicht angenommen wurde; dieses Standardschreiben gibt auch Aufschluss über die relativen Schwächen des Angebots durch eine vergleichenden Tabelle mit den Punktzahlen des erfolgreichen Angebots und denen des nicht erfolgreichen Angebots.

Die dazugehörige Bekanntmachung der Zuschlagserteilung wird auf der Website veröffentlicht unter: https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome.

15. Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens

Im Falle einer Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens werden die Bieter vom öffentlichen Auftraggeber über die Aufhebung benachrichtigt. Wird das Ausschreibungsverfahren zu einem Zeitpunkt aufgehoben, zu dem die äußeren Umschläge aller Angebote noch ungeöffnet sind, werden die ungeöffneten und versiegelten Umschläge den Bietern zurückgesandt.
Das Ausschreibungsverfahren kann aufgehoben werden, wenn:

· die Ausschreibung ergebnislos geblieben ist, das heißt, wenn kein Angebot in qualitativer und preislicher Hinsicht überzeugen konnte oder wenn keine Angebote eingegangen sind;

· die wirtschaftlichen oder technischen Daten des Projekts grundlegend geändert worden sind;

· außergewöhnliche Umstände oder höhere Gewalt die normale Durchführung des Projekts unmöglich machen;

· alle in technischer Hinsicht zulässigen Angebote die zur Verfügung stehenden Finanzmittel überschreiten;

· in dem Verfahren Unregelmäßigkeiten aufgetreten sind, vor allem, wenn sie einen normalen Wettbewerb unmöglich gemacht haben.

Der öffentliche Auftraggeber haftet nicht für Schäden, einschließlich des entgangenen Gewinns, die im Zusammenhang mit der Aufhebung eines Ausschreibungsverfahrens entstehen, selbst wenn der öffentliche Auftraggeber auf mögliche Schäden hingewiesen worden ist. Mit der Veröffentlichung einer Bekanntmachung verpflichtet sich der öffentliche Auftraggeber nicht zur Durchführung des angekündigten Programms oder Projekts.
16. Rechtsbehelfsverfahren

Fühlt sich ein Bieter durch einen Fehler oder eine Unregelmäßigkeit im Vergabeverfahren in seinen Rechten verletzt, so kann er sich direkt an den öffentlichen Auftraggeber wenden. Siehe dazu Abschnitt 2.4.15 des Handbuchs.
Punkt 17 ist nur bei zentral durchgeführten Verfahren einzufügen.

[17.
Datenschutz

Alle personenbezogenen Daten (wie z. B. Name, Anschrift, Lebenslauf usw.) werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr bearbeitet. Die Beantwortung der Fragen in der Aufforderung zur Angebotsabgabe ist notwendig, um die einzelnen Angebote beurteilen zu können, die Antworten werden jedoch einzig und allein zu diesem Zweck von der Abteilung verarbeitet, die für das betreffende Programm zuständig ist. Auf Anfrage werden Ihnen Ihre personenbezogenen Daten zugeschickt, so dass Sie sie berichtigen oder ergänzen können. Fragen in Zusammenhang mit diesen Daten sind an die Kommissionsabteilung zu richten, an die das Angebot einzureichen ist. Die Bieter können jederzeit gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten Beschwerde beim europäischen Datenschutzbeauftragten einlegen (Europäisches Amtsblatt L 8 vom 12. 1. 2001).]
� Die Währung des Angebots ist die Auftragswährung und die Zahlungswährung.
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